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1. Verwaltungsvorschriften und Bekanntmachungen des Sächsischen Staatsministeri-
ums der Justiz und sonstiger Stellen, die den Geschäftsbereich der Justiz betreffen 

 
 

Zweite Verwaltungsvorschrift  
des Sächsischen Staatsministeriums der Justiz zur Änderung der  

Verwaltungsvorschrift über die Richtlinien für das Strafverfahren und  
das Bußgeldverfahren 

 
Vom 29. August 2016 

 
 
I. 
 

Die Anlage der Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums der Justiz über die Richtlinien für das Strafverfah-
ren und das Bußgeldverfahren vom 26. Februar 2015 (SächsJMBl. S. 38), die durch die Verwaltungsvorschrift vom 25. August 
2015 (SächsJMBl. S. 146) geändert worden ist, enthalten in der Verwaltungsvorschrift vom 8. Dezember 2015 (SächsABl. 
SDr. S. S 362), wird wie folgt geändert:  
 
1. Nummer 9 wird wie folgt geändert: 
 

a) Der Wortlaut wird Absatz 1. 
 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 
 

„(2) Ist der Anzeigeerstatter zugleich der Verletzte, ist für die Bestätigung der Anzeige nach § 158 Abs. 1 StPO hin-
sichtlich der angezeigten Tat die Angabe der amtlichen Überschrift des Straftatbestandes ausreichend.“ 

 
2. Die Fußnote 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 „2 In Kraft gesetzt im Freistaat Sachsen: Gemeinsame Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums der 

Justiz und des Sächsischen Staatsministeriums des Innern über die Inanspruchnahme von Publikationsorganen und die 
Nutzung des Internets sowie anderer elektronischer Kommunikationsmittel zur Öffentlichkeitsfahndung nach Personen 
im Rahmen von Strafverfahren (VwV Öffentlichkeitsfahndung) vom 29. Februar 2016 (SächsABl. S. 358)“.  

 
3. Nummer 174a wird wie folgt geändert: 
 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 
 

„174a 
Unterrichtung des Verletzten, seiner Angehörigen und Erben“. 

 
b) In Satz 1 werden die Wörter „ob der Verletzte bereits gemäß § 406h StPO belehrt worden ist“ durch die Wörter „ob 

die Informationen gemäß § 406i Abs. 1, §§ 406j bis 406l StPO erteilt worden sind“ ersetzt. 
 
c) In Satz 2 werden die Wörter „diese Belehrung“ durch das Wort „dies“ ersetzt. 

 
4. In Nummer 174b wird die Angabe „406g“ durch die Angabe „406h“ ersetzt und das Wort „so“ wird gestrichen. 
 
5. Nach Nummer 174b wird folgende Nummer 174c eingefügt: 
 

„174c 
Umgang mit Anträgen des Verletzten nach § 406d Abs. 2 StPO 

 
 Anträge nach § 406d Abs. 2 StPO sind in das Vollstreckungsheft aufzunehmen und deutlich sichtbar zu kennzeichnen 

sowie gegebenenfalls der Justizvollzugsanstalt oder der Einrichtung des Maßregelvollzugs mitzuteilen.“ 
 
6. Satz 1 der Fußnote 7 wird wie folgt gefasst: 
 
 „Sonderregelungen in Artikel 58 der Verfassung Brandenburgs, in Artikel 15 der Verfassung Hamburgs und in Artikel 58 

der Landesverfassung Sachsen-Anhalts.“ 
 
7. In der Fußnote 10 werden nach dem Wort „Sachsen“ das Komma und die Wörter „Sachsen-Anhalt“ gestrichen. 

 
8. Nummer 207 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 3 eingefügt: 
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 „3. Straftaten gegen die Landesverteidigung in den Fällen des § 109h StGB,“. 
 
bb) Die bisherigen Nummern 3 bis 7 werden die Nummern 4 bis 8. 

 
b) In Absatz 3 Satzteil vor den Anstrichen wird die Angabe „Nr. 4 und 5“ durch die Angabe „Nr. 5 und 6“ ersetzt. 

 
9. Nummer 208 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „sowie unter Verwendung der Ordnungsziffern des Vordrucks“ durch ein 
Komma ersetzt. 

 
b) In Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1 und Absatz 4 Satz 1 werden jeweils die Wörter „unter Verwendung des vorge-

schriebenen Vordrucks“ gestrichen. 
 
10. Die Überschrift vor Nummer 223 wird wie folgt gefasst: 
 

„4. Verbreitung und Zugänglichmachen gewaltdarstellender, pornographischer und  
sonstiger jugendgefährdender Schriften und Inhalte“. 

 
11. Nummer 224 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 wird nach den Wörtern „nach“ und „oder“ jeweils das Wort „den“ eingefügt. 
 
b) In Absatz 2 Buchstabe a Satz 1 und Buchstabe b wird jeweils das Wort „so“ gestrichen. 
 
c)  Folgender Absatz 4 wird angefügt: 
 

„(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auf mittels Rundfunk oder Telemedien verbreitete Inhalte entsprechend anzuwenden, 
wobei anstelle 
 
a) der Schrift auf den Inhalt der Rundfunksendung oder des Telemediums, 
b) des Verbreitungsorts auf den Ort des Empfangs oder der Nutzung, insbesondere um Informationen zu erlan-

gen, 
c) des Erscheinungsorts auf den Ort der Rundfunkveranstaltung oder der Nutzung, insbesondere um Informatio-

nen zugänglich zu machen, 
abzustellen ist. Bei der entsprechenden Anwendung des Absatzes 3 ist auf den Rundfunkveranstalter bezie-
hungsweise den Nutzer, der insbesondere Informationen zugänglich machen will, abzustellen.“ 

 
12. Nummer 226 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Satz 2 und 4 wird jeweils das Wort „so“ gestrichen. 
 
b) Absatz 2 Satz 2 und 3 wird aufgehoben. 
 
c) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 
 

„(3) Rechtskräftige Entscheidungen, in denen das Gericht den gewaltdarstellenden, pornographischen oder sonst 
jugendgefährdenden Charakter einer Schrift (§ 11 Abs. 3 StGB) oder eines mittels Rundfunk oder Telemedien ver-
breiteten Inhalts verneint und den Angeklagten freigesprochen oder die Einziehung abgelehnt hat, sind im Bundes-
kriminalblatt auszugsweise zu veröffentlichen, wenn der Medieninhalt genau genug bezeichnet werden kann. Ist 
der Medieninhalt nur geringfügig (etwa nur in wenigen Stücken) oder nur in örtlich begrenztem Gebiet verbreitet 
worden, so genügt die Veröffentlichung im Landeskriminalblatt.“ 

 
13. Nummer 227 wird wie folgt gefasst: 
 

„227 
Unterrichtung des Bundeskriminalamts 

 
 Gerichtliche Entscheidungen über den gewaltdarstellenden, pornographischen oder sonst jugendgefährdenden Charak-

ter einer Schrift (§ 11 Abs. 3 StGB) oder eines mittels Rundfunk oder Telemedien verbreiteten Inhalts, insbesondere über 
die Beschlagnahme oder die Einziehung von Schriften nach den §§ 74d, 76a StGB, teilen die Zentralstellen dem Bun-
deskriminalamt auch dann mit, wenn eine Bekanntmachung oder Veröffentlichung im Bundeskriminalblatt nicht verlangt 
wird oder nicht erfolgt ist. Von der Mitteilung wird abgesehen, sofern die Aufnahme entsprechender Schriften in die Liste 
nach § 18 JuSchG bereits bekanntgemacht ist.“ 

 
14. Nummer 228 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
„Ist rechtskräftig festgestellt, dass eine Schrift (§ 11 Abs. 3 StGB) oder ein mittels Rundfunk oder Telemedien ver-
breiteter Inhalt einen in den §§ 86, 130, 130a, 131, 184, 184a, 184b oder 184c StGB bezeichneten Charakter hat, 
übersendet die Zentralstelle eine Ausfertigung dieser Entscheidung der Bundesprüfstelle für jugendgefährdende 
Medien nach § 18 Abs. 5 Jugendschutzgesetz.“ 
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b) In Absatz 2 werden die Wörter „der Schrift“ durch die Wörter „einer Schrift (§ 11 Abs. 3 StGB) oder eines mittels 

Rundfunk oder Telemedien verbreiteten Inhalts“ ersetzt. 
 
15. Nummer 258 Absatz 1 Buchstabe e wird wie folgt gefasst: 
 

„e) dem Gesetz über den Ladenschluss oder den Gesetzen der Länder über die Ladenöffnungszeiten,“. 
 
 

II. 
 
Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 1. September 2016 in Kraft. 
 
 
Dresden, den 29. August 2016 
 
 
Der Staatsminister der Justiz 
Sebastian Gemkow 

 
 

Achte Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums der Justiz  
zur Änderung der Verwaltungsvorschrift über Mitteilungen in Zivilsachen 

 
Vom 20. September 2016 

 
 

Teil 1 
 

Die Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums der Justiz und für Europa über Mitteilungen in Zivilsachen vom 
6. November 2006 (SächsJMBl. S. 153), die zuletzt durch die Verwaltungsvorschrift vom 8. September 2014 (SächsJMBl.  
S. 83) geändert worden ist, zuletzt enthalten in der Verwaltungsvorschrift vom 8. Dezember 2015 (SächsABl. SDr. S. S 362), 
wird wie folgt geändert: 
 
A. In der Überschrift werden die Wörter „und für Europa“ gestrichen. 
 
B. Die Anlage wird wie folgt geändert: 
 
I. Die Inhaltsübersicht des Zweiten Teils wird wie folgt geändert: 
 
1. Die Angabe zu Ziffer I Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. Mitteilungen aufgrund des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes, des Dritten Buches Sozialgesetzbuch, des Ar-
beitnehmerüberlassungsgesetzes, Arbeitnehmer-Entsendegesetzes und des Mindestlohngesetzes“. 

2. In der Angabe zu Ziffer II Nummer 3 werden nach dem Wort „Unterbringungen“ die Wörter „und ärztlichen Zwangs-
maßnahmen“ eingefügt. 

3. Die Angabe zu Ziffer XI Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 
„1. Mitteilungen in Gewaltschutzsachen und in Verfahren über die Anerkennung und Vollstreckung nach der Richtlinie 

2011/99/EU“. 
4. Die Angabe zu Ziffer XVIII Nummer 12 wird gestrichen. 
 
II. Der Zweite Teil wird wie folgt geändert: 
 
1. Ziffer I wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird in der Anmerkung die Angabe „VIII/1 Abs. 2," gestrichen. 
b) Nummer 5 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 
 

„5 
Mi t te i lungen aufgrund  

des  Schwarzarbe i tsbekämpfungsgesetzes ,   
des  Dr i t ten  Buches Soz ia lgesetzbuch,   

des  Arbe i tnehmerüber lassungsgesetzes ,   
Arbe i tnehmer-Entsendegesetzes  und des   

Mindest lohngesetzes“ .  
 

bb) Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 4 wird durch folgenden Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 5 ersetzt: 
„3) § 16 Abs. 1 Nr. 1 bis 2, 7a, 7b AÜG, 
4) § 23 Abs. 1 und 2 AEntG oder 
5) § 21 Abs. 1, 2 MiLoG“. 
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cc) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
aaa) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

 „2) 1 Nr. 2 bis 5 an die Behörden der Zollverwaltung, in den Fällen des § 16 Abs. 1 Nr. 7a AÜG an 
die Bundesagentur für Arbeit,“. 

bbb) Nummer 3 wird aufgehoben. 
ccc) Nummer 4 wird Nummer 3. 

c) In Nummer 7 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe a wird jeweils nach den Wörtern „§ 14 Abs. 3 
Fünftes Vermögensbildungsgesetz“ das Komma durch das Wort „und“ ersetzt und die Wörter „§ 5a Abs. 2 Berg-
mannsprämiengesetz und“ werden jeweils gestrichen. 

d) Nummer 12 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) In Nummer 1 wird die Angabe „(§ 139 TKG)“ durch die Angabe „(§ 139 TKG i. V. m. § 90 Abs. 1 GWB)“ er-

setzt. 
bb) In Nummer 2 wird die Angabe „(§ 44 Satz 2 PostG i. V. m. § 139 TKG)“ durch die Angabe „(§ 44 Satz 2 

PostG i. V. m. § 139 TKG [ex-§ 80 Abs. 3 TKG 1996], § 90 Abs. 1 GWB)“ ersetzt. 
 
2. Ziffer II wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 Absatz 1 Satzteil nach Nummer 4 wird nach der Angabe „§§“ die Angabe „312,“ eingefügt. 
b) Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In der Überschrift werden nach dem Wort „Unterbringungen“ die Wörter „und ärztlichen Zwangsmaßnah-
men“ eingefügt. 

bb) In Absatz 1 werden nach den Wörtern „freiheitsentziehenden Unterbringung“ die Wörter „oder ärztlichen 
Zwangsmaßnahme“ eingefügt. 

c) In Nummer 4 werden in den Anmerkungen 3 für Sachsen-Anhalt Buchstabe a Satz 2 und Buchstabe b Satz 2 je-
weils nach dem Wort „Bergwesen“ die Wörter „Sachsen-Anhalt“ eingefügt. 

 
3. Ziffer III wird wie folgt geändert: 

a) Der Nummer 1 wird folgende Anmerkung angefügt: 
„Anmerkung: 
Im Saarland werden Schenkungsfälle nicht mehr durch ein saarländisches Finanzamt, sondern auf der Grundlage 
eines Staatsvertrags im Wege einer Kooperation mit Rheinland-Pfalz durch ein rheinland-pfälzisches Finanzamt 
bearbeitet. Mitteilungen sind an das Finanzamt Kusel-Landstuhl zu richten.“ 

b) Nummer 2 Absatz 5 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 
„Bis zum Erlass einer Rechtsverordnung gemäß § 22a GrEStG ist eine elektronische Übermittlung der Mitteilungen 
ausgeschlossen.“ 

c) In Nummer 3 wird die Anmerkung wie folgt geändert: 
aa) Die Anmerkungen für Bremen und Hamburg werden wie folgt gefasst: 

„in Bremen 
bei der Stadtgemeinde Bremen und bei der Stadtgemeinde Bremerhaven, bei der Stadtgemeinde Bremer-
haven auch für den Ortsteil Stadtbremisches Überseehafengebiet Bremerhaven der Stadtgemeinde Bre-
men; Geschäftsstellen bestehen jeweils bei der örtlich zuständigen Katasterbehörde (§ 1 Abs. 1, § 9 Abs. 1 
der VO vom 2. September 2008 - Brem. GBl. S. 312 - 2130 - a - 2, zuletzt geändert durch Art. 1 ÄndVO 
vom 17. Juni 2014 - Brem GBl. S. 314); 
in Hamburg 
bei der Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen – Landesbetrieb Geoinformation und Vermessung - (§ 1 
der VO vom 12. Mai 2009 - HmbGVBl. S. 124 -);“. 

bb) In der Anmerkung für Hessen Satz 2 wird die Angabe „12. September 2011 (GVBl. I S. 428)“ durch die An-
gabe „25. November 2014 (GVBl. S. 321)“ ersetzt. 

cc) In der Anmerkung für Schleswig-Holstein werden die Wörter „§ 1 der VO vom 6. Dezember 1989, GVOBl. 
Schl.-H. 5. 181“ durch die Wörter „§ 1 der LVO vom 16. Juli 2014 - GVOBl. Schl.-H. S. 158“ ersetzt. 

d) Der Nummer 6 wird folgende Anmerkung angefügt: 
„Anmerkung: 
Im Saarland werden Schenkungsfälle nicht mehr durch ein saarländisches Finanzamt, sondern auf der Grundlage 
eines Staatsvertrags im Wege einer Kooperation mit Rheinland-Pfalz durch ein rheinland-pfälzisches Finanzamt 
bearbeitet. Mitteilungen sind an das Finanzamt Kusel-Landstuhl zu richten.“ 

 
4. In Ziffer IV Nummer 1 werden die Anmerkungen wie folgt geändert: 

a) In der Anmerkung für Baden-Württemberg wird das Wort „Arbeitsgemeinschaft“ durch die Wörter „gemeinsame 
Einrichtung“ ersetzt. 
b) In der Anmerkung für Bremen wird Buchstabe c wie folgt gefasst: 

„c) für den Bezirk des Amtsgerichts Bremen-Blumenthal das Amt für Soziale Dienste - Zentrale Fachstelle für 
Wohnen (ZfW) im Sozialamt Nord, Am Sedanplatz 7, 28757 Bremen;“. 

c) In den Anmerkungen für Sachsen und Sachsen-Anhalt wird jeweils das Wort „Arbeitsgemeinschaften“ durch die 
Wörter „gemeinsamen Einrichtungen“ ersetzt. 

 
5. In Ziffer V Nummer 1 Absatz 1 Satzteil vor Nummer 1 wird die Angabe „§ 2 Abs. 1 Satz 1“ durch die Angabe „§ 2 Ab-

satz 1“ ersetzt. 
 
6. In Ziffer VI Nummer 2 werden in der Anmerkung für Sachsen die Wörter „(§ 1 JuZustVO in Verbindung mit Anlage 1  

Nr. 10, § 74c Abs. 3 Satz 1, § 143 GVG)“ durch die Angabe „(§ 23 SächsJOrgVO, § 74c Abs. 3 Satz 1, § 143 GVG)“ 
ersetzt. 
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7. In Ziffer VIII Nummer 2 Absatz 1 Satz 1 Satzteil nach Nummer 2 Buchstabe d und Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a 
sowie Nummer 3 Absatz 1 Satz 1 Satzteil nach Nummer 2 Buchstabe d und Absatz 3 Nummer 2 wird jeweils die An-
gabe „§ 45 VAG“ durch „§ 202 VAG“ ersetzt. 

 
8. Ziffer IX wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 
aa) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nummer 1 wird die Angabe „§ 45 VAG“ durch die Angabe „§ 202 VAG“ ersetzt. 
bbb) In Nummer 6 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt. 
ccc) Folgende Nummer 7 wird angefügt: 

„7. das Hauptzollamt.“  
bb) In Absatz 5 werden nach dem Wort „Mitteilungen“ die Wörter „in einfacher Abschrift oder“ eingefügt. 

b) Nummer 2 wird wie folgt geändert: 
aa) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 45 VAG“ durch die Angabe „§ 202 VAG“ ersetzt. 
bb) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nummer 2 wird die Angabe „§ 42 Nr. 4 VAG“ durch die Angabe „§ 198 Nr. 4 VAG“ ersetzt. 
bbb) In Nummer 7 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt. 
ccc) Folgende Nummer 8 wird angefügt:  

„8. das Hauptzollamt.“ 
cc) In Absatz 3 werden nach dem Wort „Mitteilungen“ die Wörter „in einfacher Abschrift oder“ eingefügt. 
dd) In der Anmerkung für Bayern wird die Angabe „(§ 40 BayGZVJu, § 74c Abs. 3 Satz 1, § 143 GVG)“ durch 

die Wörter „(§§ 55, 56 BayGZVJu, § 74c Abs. 1 Nr. 1 bis 3, 5, 5a und 6, Abs. 3 Satz 1, § 143 GVG)“ ersetzt. 
c) Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
aaa) In Nummer 3 wird nach dem Wort „Verbraucherinsolvenzverfahrens“ ein Semikolon eingefügt. 
bbb) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 eingefügt:  

„4. die Entscheidung über die Zulässigkeit der Restschuldbefreiung“. 
ccc) Im Satzteil nach Nummer 4 wird die Angabe „§ 45 VAG“ durch die Angabe „§ 202 VAG“ ersetzt. 

bb) In Absatz 4 werden nach dem Wort „Mitteilungen“ die Wörter „in einfacher Abschrift oder“ eingefügt. 
cc) In der Anmerkung 2 wird die Angabe „(§ 40 BayGZVJu, § 74c Abs. 3 Satz 1, § 143 GVG)“ durch die Wörter 

„(§§ 55, 56 BayGZVJu, § 74c Abs. 1 Nr. 1 bis 3, 5, 5a und 6, Abs. 3 Satz 1, § 143 GVG)“ ersetzt. 
d) Nummer 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
aaa) In Nummer 6 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt. 
bbb) Folgende Nummer 7 angefügt:  

„7. das Hauptzollamt.“ 
bb) In Absatz 5 werden nach dem Wort „Mitteilungen“ die Wörter „in einfacher Abschrift oder“ eingefügt. 

 
9. In Ziffer X Nummer 3 Absatz 5 Nummer 4 wird die Angabe „und 3“ durch die Angabe „und 4“ ersetzt. 
 
10. Ziffer XI Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 
„1 

Mi t te i lungen in  Gewal tschutzsachen und in  
Ver fahren über  d ie  Anerkennung und Vol ls t reckung 

nach der  R ich t l in ie  2011/99/EU“ 
 

b) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 
„(1) Mitzuteilen sind  

1. Anordnungen nach § 1 des Gewaltschutzgesetzes auch in Verbindung mit § 9 Absatz 1 Satz 1 EU-
Gewaltschutzverfahrensgesetz und Anordnungen nach § 2 des Gewaltschutzgesetzes sowie deren Ände-
rung oder Aufhebung; 

2. der Verstoß gegen eine nach Anerkennung einer Europäischen Schutzmaßnahme angeordnete Maßnahme 
nach § 1 des Gewaltschutzgesetzes (§ 10 Absatz 2 Satz 1 EU-Gewaltschutzverfahrensgesetz).  

  (2) Die Mitteilungen sind zu bewirken 
1. im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 unverzüglich nach Erlass der gerichtlichen Entscheidung durch Übersendung 

einer abgekürzten Ausfertigung der gerichtlichen Entscheidung ohne Entscheidungsgründe, soweit nicht 
schutzwürdige Interessen eines Beteiligten an dem Ausschluss der Übermittlung, das Schutzbedürfnis an-
derer Beteiligter oder das öffentliche Interesse an der Übermittlung überwiegen; 

2. im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 unverzüglich, nachdem das Gericht von einem Verstoß gegen die angeordne-
te Maßnahme Kenntnis erlangt durch Übersendung eines Formblatts nach der Anlage zu § 10 Abs. 3 EU-
Gewaltschutzverfahrensgesetz. 

Die Beteiligten sollen über die Mitteilung unterrichtet werden (§ 216a Satz 2 FamFG, § 10 Absatz 2 Satz 2 EU-
Gewaltschutzverfahrensgesetz).“ 

 
11. Ziffer XII Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „Nrn. 2 und 3 PStG“ durch die Angabe „Nr. 3 und 4 PStG“ ersetzt. 
b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „§ 16 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 PStG“ durch die Angabe „§ 16 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
PStG“ ersetzt. 
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bb) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 
„2. falls die Lebenspartnerschaft nicht von einem Standesamt beurkundet worden ist, an das zuständige 

Standesamt, das das Lebenspartnerschaftsregister führt (§ 23 LPartG in Verbindung mit § 16 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 3 und § 17 PStG sowie § 56 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe a PStV);“ 

 
12. Ziffer XIII wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 werden in dem einleitenden Satz der Anmerkung die Wörter „Meldegesetzen der Länder“ durch die 
Wörter „Ausführungsgesetzen der Länder zum Bundesmeldegesetz“ ersetzt. 

b) In Nummer 13 wird die Anmerkung wie folgt gefasst: 
„Anmerkung: 
Aktuelle Informationen zu dem Übereinkommen finden sich auf der Internetseite der Haager Konferenz 
(www.hcch.net).  
Vertragsstaaten des Übereinkommens sind - außer der Bundesrepublik Deutschland - China (nur Sonderverwal-
tungsregion Macau), Frankreich, Italien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Niederlande (einschließlich Arubas und der 
Inseln Bonaire, Curaçao, Saba, St. Eustatius und St. Martin, der früheren Niederländischen Antillen), Österreich, 
Polen, Portugal, Schweiz, Spanien, Türkei. 
 
Das Haager Übereinkommen vom 19. Oktober 1996 über die Zuständigkeit, das anzuwendende Recht, die Aner-
kennung, Vollstreckung und Zusammenarbeit auf dem Gebiet der elterlichen Verantwortung und der Maßnahmen 
zum Schutz von Kindern (Haager Kinderschutzübereinkommen; BGBl. 2009 II S. 602) ersetzt nach seinem Arti-
kel 51 im Verhältnis zwischen Vertragsstaaten beider Übereinkommen das Haager Übereinkommen vom 
5. Oktober 1961 über die Zuständigkeit der Behörden und das anzuwendende Recht auf dem Gebiet des Schutzes 
von Minderjährigen (Haager Minderjährigenschutzübereinkommen). Die Mitteilungspflichten nach dem Haager 
Minderjährigenschutzübereinkommen entfallen insoweit. 
 
Das Haager Kinderschutzübereinkommen ersetzt das Haager Minderjährigenschutzabkommen im Verhältnis zu 
folgenden Staaten (Stand 1.1.2016): 
 
Frankreich, Italien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Niederlande (einschließlich Curaçao und der karibischen Nieder-
lande [Bonaire, Saba und St. Eustatius]), Österreich, Polen, Portugal, Schweiz und Spanien. 
 
Der aktuelle Ratifikationsstand ist der Internetseite der Haager Konferenz (www.hcch.net) zu entnehmen. 
 
Die Mitteilungen sind zu richten  
 
in St. Martin  
an ,de Minister van Justitie van de Nederlandse Antillen‘; 
 
in Aruba 
an ,de Minister van Justitie van Aruba‘; 
 
in der Türkei 
an ,Ministry of Justice General Directorate of International Law and Foreign Relations, Mustafa Kemal Mah. 
2151.Cad.No:34/A, Söğütözü, 06520 Ankara, Turkey’. 
 

Im Verhältnis zu Vertragsstaaten des Übereinkommens, die gleichzeitig Mitgliedstaaten der Verordnung (EG) Nr. 
2201/2003 des Rates über die Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesa-
chen und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 
(ABl. EG 2003 Nr. L 338 S. 1), geändert durch Verordnung (EG) Nr. 2116/2004 des Rates (ABl. EU Nr. 367 S. 1), sind, 
geht die Verordnung dem Übereinkommen vor (Artikel 60 Buchstabe a der Verordnung [EG] Nr. 2201/2003). 
Mitteilungen sind daher nur zulässig, soweit die Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 keine abschließende Regelung trifft.“ 

 
13. Die Anlage zu XIV/1 und zu XIV/2 wird in der Angabe zu „Annahme als Kind und zwar“ wie folgt geändert: 

a) Die zweite Alternative wird wie folgt gefasst: 
„□ Adoption eines minderjährigen Kindes des einen Lebenspartners durch den anderen Lebenspartner 
(§ 9 Absatz 7 Lebenspartnerschaftsgesetz, § 1754 Absatz 1, § 1755 Absatz 2, § 1756 Absatz 2 BGB),“ 

b) Die sechste Alternative wird gestrichen. 
 
14. Ziffer XVI wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 
aa) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:  

„(2) Die Mitteilungen sind zu richten 
a) an das Standesamt I in 13357 Berlin, Schönstedtstraße 5; mit den Entscheidungen sind die für die 

Aufnahme in die Sammlung für Todeserklärungen nach § 31 Absatz 1 Nummer 1 PStG, § 33 PStG, § 
56 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a PStV erforderlichen sowie die zur Durchführung der standesamt-
lichen Mitteilungen und Hinweise (§ 60 Absatz 2 PStV) und für statistische Zwecke bestimmten Fest-
stellungen nach dem aus der Anlage ersichtlichen Muster mitzuteilen; die Feststellungen sind bei Ent-
gegennahme oder nach Eingang eines Antrags auf Todeserklärung oder Feststellung der Todeszeit 
zu treffen; 

b) an die Meldebehörde, in deren Bezirk die von der Entscheidung betroffene Person ihre letzte alleinige 
Wohnung oder Hauptwohnung hatte; 
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c) an das für die Verwaltung der Erbschaftsteuer zuständige Finanzamt (§ 34 Abs. 1 i.V.m. § 35 
ErbStG); die Mitteilungen sind schriftlich vorzunehmen. 
Die Mitteilungen können bei Erbfällen von Kriegsgefangenen und ihnen gleichgestellten Personen 
sowie bei Erbfällen von Opfern der nationalsozialistischen Verfolgung unterbleiben, wenn der Zeit-
punkt des Todes vor dem 1.1.1946 liegt (§ 6 Abs. 2 ErbStDV).“ 

bb) Folgende Anmerkung wird angefügt: 
„Anmerkung zu Absatz 2: 
Saarland 
Im Saarland werden Erbfälle nicht mehr durch ein saarländisches Finanzamt, sondern auf der Grund-
lage eines Staatsvertrages im Wege einer Kooperation mit Rheinland-Pfalz durch ein rheinland-
pfälzisches Finanzamt bearbeitet. Mitteilungen sind an das Finanzamt Kusel-Landstuhl zu richten.“ 

cc) Die Anlage zu XVI/1 wird wie folgt geändert: 
aaa) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 2 eingefügt: 

„2. Geschlecht“ 
 

bbb) Die bisherigen Nummern 2 bis 6 werden die Nummern 3 bis 7. 
ccc) Die bisherige Nummer 6.1 wird Nummer 7.1 und in Spalte 2 werden die Wörter „falls ledig:“ gestri-

chen. 
ddd) Die bisherigen Nummern 6.2 bis 6.5 werden die Nummern 7.2 bis 7.5. 

b) Nummer 2 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
„(1) Mitzuteilen sind die in XVI/1 Abs. 1 genannten Entscheidungen, durch die das Verfahren rechtskräftig abge-
schlossen wird. Die Mitteilungen sind nur zu erstatten, wenn sie Verschollenheits- oder Todesfälle von Angehörigen 
militärischer oder militärähnlicher Verbände betreffen, die vor dem 1. Juli 1948 im Zusammenhang mit Ereignissen 
oder Zuständen des letzten Krieges vermisst worden sind (Artikel 2 § 5 Abs. 1 Satz 3 des Gesetzes zur Änderung 
von Vorschriften des Verschollenheitsrechts).“ 

 
17. Ziffer XVII wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird wie folgt geändert: 
aa) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Nach Nummer 2  wird folgende Nummer 3 eingefügt: 
„3. Europäische Nachlasszeugnisse;“  

bbb)  Die bisherigen Nummern 3 bis 7 werden die Nummern 4 bis 8. 
bb) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nummer 1 werden nach den Wörtern „ den Namen,“ die Wörter „die Identifikationsnummer,“ ein-
gefügt. 

bbb) In Nummer 4 werden nach dem Wort „verheirateten“ die Wörter „oder in einer Lebenspartnerschaft 
lebenden“ eingefügt. 

ccc) Nummer 5 wird wie folgt gefasst:  
„5.  die Anschriften und die Identifikationsnummern der Beteiligten sowie das persönliche Verhält-
nis (Verwandtschaftsverhältnis, Ehegatte oder Lebenspartner) zum Erblasser;“. 

b) In Nummer 3 wird die Anmerkung wie folgt geändert: 
aa) Die Anmerkung für Hessen wird wie folgt gefasst: 

„Hessen 
§ 4 HAGFamFG (GVBl. 2015, 315).“ 

bb) Die Anmerkung für Nordrhein-Westfalen wird wie folgt gefasst: 
„Nordrhein-Westfalen  
§ 79 Justizgesetz (GV.NRW. 2011, S. 30).“ 

c) In Nummer 4 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 4 Satz 3 werden jeweils nach dem Wort „Erbscheins“ die Wörter  
„oder eines Europäischen Nachlasszeugnisses“ eingefügt. 

d) In Nummer 8 werden in Nummer 1 Buchstabe l der Anmerkungen die Wörter „- Kirgisistan vom 14.08.1992, BGBl. 
1992 II S. 1015,“ gestrichen. 

 
18. Ziffer XVIII wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 
aa) In Absatz 1 Nummer 4 wird die Angabe „§ 39 Abs. 3 GBV“ durch die Angabe „§ 39 GBV“ ersetzt. 
bb) In den Anmerkungen 1 wird die Anmerkung für Hessen gestrichen. 

b) Nummer 5 wird wie folgt geändert: 
aa) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Die Betroffenen sind vom Inhalt der Mitteilungen zu unterrichten (§ 29 Abs. 5 Satz 1 BewG). Eine Un-
terrichtung kann unterbleiben, soweit den Finanzbehörden Umstände aus dem Grundbuch, den Grundakten 
oder aus dem Liegenschaftskataster mitgeteilt werden (§ 29 Abs. 5 Satz 2 BewG).“ 

bb) Die Anmerkungen werden wie folgt geändert: 
aaa) Folgende Anmerkung wird vorangestellt: 

„In Baden-Württemberg können Mitteilungen nach Absatz 1 unterbleiben, wenn der jeweiligen Ein-
tragung im Grundbuch ein nach § 18 GrEStG anzeigepflichtiger Vorgang vorausgegangen ist.“ 

bbb) Die Anmerkung für Bayern wird wie folgt gefasst: 
„In Bayern können Mitteilungen nach Absatz 1 unterbleiben, wenn der jeweiligen Eintragung im 
Grundbuch ein nach § 18 GrEStG anzeigepflichtiger Vorgang vorausgegangen ist.“ 

c) In Nummer 7 Absatz 1 Nummer 2 wird die Angabe „WasSG“ durch die Angabe „WasSiG“ ersetzt. 
d) In Nummer 10 Absatz 1 Satzteil nach Nummer 2 und Absatz 3 wird jeweils die Angabe „ErbbauVO“ durch die An-

gabe „ErbbauRG“ ersetzt. 
e) In Nummer 11 wird in der Anmerkung vor dem Wort „Brandenburg“ das Wort „Berlin,“ eingefügt. 
f) Nummer 12 wird aufgehoben. 
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g) In Nummer 13 werden die Anmerkungen wie folgt geändert: 
aa) In der Anmerkung für Bayern werden die Wörter „für Wirtschaft, Verkehr und Technologie“ durch die Wörter 

„für Wirtschaft und Medien, Energie und Technologie“ ersetzt. 
bb) Die Anmerkung für Sachsen-Anhalt wird wie folgt gefasst: 

„in Sachsen-Anhalt  
an das Landesamt für Geologie und Bergwesen Sachsen-Anhalt,  Köthener Straße 38, 06118 Halle (Saa-
le);“. 

h) In Nummer 15 wird die Anmerkung für Sachsen-Anhalt wie folgt gefasst: 
„in Sachsen-Anhalt  
an das Landesamt für Geologie und Bergwesen Sachsen-Anhalt, Köthener Straße 38, 06118 Halle (Saale);“. 

 
19. Ziffer XXI wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 
aa) Absatz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. die Anmeldung der Verlegung der Hauptniederlassung eines Einzelkaufmanns oder des Sitzes einer ju-
ristischen Person oder einer Handelsgesellschaft aus dem Bezirk des Gerichts der bisherigen Haupt-
niederlassung oder des bisherigen Sitzes;“. 

bb) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aaa) In Nummer 4 Buchstabe d werden die Wörter „Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäi-

schen Gemeinschaften“ durch die Wörter „Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 
Union“ ersetzt. 

bbb) In Nummer 4 wird in der Angabe zu a) bis c) das Wort „Abwickler“  jeweils durch die Wörter „Abwick-
ler/Liquidatoren“ ersetzt. 

ccc) In Nummer 1 Buchstabe d und Nummer 6 werden jeweils die Wörter „Amt für amtliche Veröffentli-
chungen der Europäischen Gemeinschaften“ durch die Wörter „Amt für amtliche Veröffentlichungen 
der Europäischen Union“ ersetzt. 

cc) Absatz 3 Nummer 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
aaa) In Halbsatz 1 werden die Wörter „Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemein-

schaft“ durch die Wörter „Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Union“ ersetzt.  
bbb)  Halbsatz 2 wird aufgehoben. 

dd) Die Anmerkung wird wie folgt geändert: 
aaa) Die Anmerkung für Mecklenburg-Vorpommern wird wie folgt gefasst: 

„in Mecklenburg-Vorpommern 
die LMS Agrarberatung GmbH, Graf-Lippe-Straße 1, 18059 Rostock;“. 

bbb) Die Anmerkung für Thüringen wird wie folgt gefasst: 
„in Thüringen 
die Landwirtschaftsämter bei landwirtschaftlichen Unternehmen, die Landesforstdirektion bei forst-
wirtschaftlichen Unternehmen.“ 

ccc) In Satz 2 werden die Wörter „Amtes für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Ge-
meinschaften“ durch die Wörter „Amtes für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 
Union“ ersetzt. 

b) In Nummer 2 Absatz 1 Satzteil vor Nummer 1 werden die Wörter „oder einer juristischen Person oder der Sitz einer 
Handelsgesellschaft im Ausland befindet,“ durch die Wörter „oder der Sitz einer juristischen Person oder einer 
Handelsgesellschaft im Ausland befindet,“ ersetzt.  

c) In Nummer 4 wird die Anmerkung wie folgt geändert: 
aa) In der Anmerkung für Nordrhein-Westfalen werden die Wörter  

„Volksgartenstraße 48  
50667 Köln“  
durch die Wörter  
„Gereonstraße 34-36  
50670 Köln“ ersetzt. 

bb) Die Anmerkung für das Saarland wird wie folgt gefasst: 
„im Saarland: 
Steuerberaterkammer Saarland 
Nell-Breuning-Allee 6  
66115 Saarbrücken“. 

d) Nummer 5 Absatz 3 Nummer 1 Halbsatz 2 wird aufgehoben.  
e) In Nummer 6 Absatz 1 Nummer 4 wird das Wort „Verlegungen“ durch das Wort „Verlegung“ ersetzt. 
f) In Nummer 7 wird in der Anmerkung die Angabe „XXI/5“ durch die Angabe „XXI/4“ ersetzt. 
g) In Nummer 8 Absatz 2 Nummer 3 werden die Wörter „Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Ge-

meinschaften“ durch die Wörter „Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Union“ ersetzt. 
 
20. Ziffer XXII Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nummer 2 werden die Wörter „See-Berufsgenossenschaft, Reimerswiete 2, 20457 Hamburg;“ durch 
die Wörter „Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation (BG Verkehr) -Dienststelle 
Schiffssicherheit-, Ottenser Hauptstraße 54, 22765 Hamburg;“ ersetzt. 

b) Die Anmerkungen 1 werden wie folgt geändert: 
aa) Die Anmerkung für Mecklenburg-Vorpommern wird wie folgt gefasst: 

„in Mecklenburg-Vorpommern 
das Landesamt für Gesundheit und Soziales, Abteilung Arbeitsschutz,“. 

bb) Die Anmerkung für Thüringen erhält folgende Fassung: 
„in Thüringen 
das Landesamt für Verbraucherschutz.“ 



30. September 2016 Nr. 9    Sächsisches Justizministerialblatt 
 

68 

c) Die Anmerkung 2 für Schleswig-Holstein wird wie folgt gefasst: 
„in Schleswig-Holstein 
für den Registerbezirk Kiel das HZA Kiel,“. 

 
21. Ziffer XXIII Nummer 4 wird wie folgt geändert: 

a) Die Anmerkung 1 für Hamburg wird wie folgt gefasst: 
„in Hamburg:  
Hanseatische Rechtsanwaltskammer 
Valentinskamp 88 
20355 Hamburg“. 

b) Die Anmerkungen 2 werden wie folgt geändert: 
aa) Die Anmerkung für Baden-Württemberg wird wie folgt gefasst: 

„in Baden-Württemberg:  
Notarkammer Baden-Württemberg 
Friedrichstraße 9a 
70174 Stuttgart“. 

bb) In der Anmerkung für Niedersachsen werden die Wörter 
„Bruchtorwall 12 
38100 Braunschweig“ 
durch die Wörter 
„Lessingplatz 1 
38100 Braunschweig“ ersetzt. 

 
22. In Ziffer XXV Nummer 3 werden die Anmerkungen wie folgt geändert: 

a) Die Anmerkungen für Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz werden wie folgt gefasst: 
„in Nordrhein-Westfalen: 
Oberfinanzdirektion NRW  
Standort Köln  
Riehler Platz 2  
50668 Köln 
oder 
Oberfinanzdirektion NRW  
Standort Münster  
Andreas-Hofer-Straße 50  
48145 Münster 
in Rheinland-Pfalz: 
Landesamt für Steuern  
Ferdinand-Sauerbruch-Straße 17 
56073 Koblenz“. 

b) Die Anmerkung für Sachsen-Anhalt wird wie folgt gefasst: 
„in Sachsen-Anhalt: 
Ministerium der Finanzen des Landes Sachsen-Anhalt  
Editharing 40  
39018 Magdeburg“. 

 
 

Teil 2 
 
Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 1. Oktober 2016 in Kraft. 
 
 
Dresden, den 20. September 2016 
 
 
Der Staatsminister der Justiz 
Sebastian Gemkow 
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2. Stellenausschreibungen 
 
 
Das Sächsische Staatsministerium der Justiz sieht Bewerbungen entgegen, um  
 

vier Stellen einer Staatsanwältin/eines Staatsanwalts (R 1) 
bei der Staatsanwaltschaft Chemnitz 

 
drei Stellen einer Staatsanwältin/eines Staatsanwalts (R 1) 

bei der Staatsanwaltschaft Leipzig 
 
 
zum nächstmöglichen Zeitpunkt zu besetzen. 
 
Diese Ausschreibungen richten sich an Richterinnen/Richter auf Probe aus dem Geschäftsbereich des Sächsischen Staats-
ministeriums der Justiz, deren Probezeit von mindestens dreieinhalb Jahren im 2. Halbjahr 2016 abläuft. 
 
Bewerbungen sind binnen drei Wochen ab Erscheinen des Justizministerialblattes auf dem Dienstweg zu richten an das 
 

Sächsische Staatsministerium der Justiz   
Abteilung I 

Hospitalstraße 7 
01097 Dresden. 

 
 
 
Das Sächsische Staatsministerium der Justiz sieht Bewerbungen entgegen, um die Stelle 
 
 

einer Notarin / eines Notars 
mit Amtssitz in Weißwasser 

 
 
zum 1. April 2017 zu besetzen. 
 
Die Ausschreibung richtet sich an Notarinnen und Notare sowie Notarassessorinnen und Notarassessoren, die im Dienstver-
hältnis zum Freistaat Sachsen stehen. 
 
Das Verwaltungsverfahren und die einzureichenden Bewerbungsunterlagen sind in der Verwaltungsvorschrift des Sächsi-
schen Staatsministeriums der Justiz und für Europa zur Ausführung der Bundesnotarordnung und über die Dienstordnung für 
Notarinnen und Notare (VwV Notarwesen) geregelt. 
 
Bewerbungen sind bis zum 26. Oktober 2016 an das 
 
 

Sächsische Staatsministerium der Justiz  
Referat III.2 

Hospitalstraße 7 
01097 Dresden 

 
zu richten. 
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